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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.; Preisgestaltung bei Erwerbsunternehmen der 
öffentlichen Hand 

Bezug: Beschluß des Deutsdien Bundestages vom 
13. Januar 1956 
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Auf Grund des in dem Beschluß des Deutsdien Bundestages vom 
13. Januar 1956 an die Bundesregierung gerichteten Ersuchens erstatte 
idi im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesministcr des Innern, dem 
Herrn Bundesminister der Finanzen sowie dem Herrn Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten folgenden Bericht: 

Zu 1, und 2. 

Im Rahmen der verschiedenen von der Bundesregierung beschlossenen 
Maßnahmen zur Sicherung der Konjunktur habe ich im Ein- 
vernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen mit Schrei- 
ben vom 15. Oktober 1955 — Z A 2 — 1697/55 — die Vorstände 
der wichtigsten Bundesunternehmen aufgefordert, 

a) die Preise für die Erzeugnisse ihrer Gesellschaften mit dem Ziel 
zu überprüfen, Kostendegress ionen, die sich aus der Mengen- 
konjunktur oder sonstigen Gründen ergeben, in Form von Preis- 
ermäßigungen weiterzugeben, 

b) eintretende Kostensteigerungen möglichst durch innerbetriebliche 
Maßnahmen aufzufangen, 

c) die Investitionsvorhaben der Gesellschaften auf einige Zeit zu- 
rückzustellen, sofern es sich nicht um echte Rationalisierungs- 
maßnahmen handelt, 

d) Kapazitätsausweitungen nur in dem Maße durchzuführen, als es 
dem Gesamtinteresse entspridit. 
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c) als Käufer im Markt sidi in besonderem Maße die Bestrebungen 
der Bundesregierung zu eigen zu machen und weder Preisauf- 
triebstendenzen im Hinblick auf die Weitergabemöglichkeit nadi- 
zugeben noch sich an Entwicklungen, wie z. B. der nicht überall 
notwendigen Vereinbarung von Preisgleitklauseln, zu beteiligen, 
die der deutschen Wirtschaft oder der deutschen Währung Schaden 
zufügen könnten. 

Durch Erlaß vom 29. Oktober 1955 habe ich die als Ressortvertreter 
in den Aufsichtsräten der Bundesunternehmen tätigen Angehörigen 
meines Ministeriums aufgefordert, im Rahmen ihrer Aufsichtsrats- 
tätigkeit bei den einzelnen Gesellschatten darauf hinzuwirken, daß 
den vorstehend genannten Wünschen der Bundesregierung Rechnung 
getragen wird. 

Am 7. November 1955 habe idi gemeinsam mit dem Herrn Bundes- 
minister der Finanzen in einer Besprechung mit den Vorstandsmit- 
gliedern der wichtigsten Bundesunternehmen die konjunkturpolitisdic 
Lage und die sich aus ihr ergebenden Notwendigkeiten eingehend 
erörtert. Die Vorstände haben mir bei dieser Gelegenheit die Zu- 
sicherung gegeben, daß die Gesellsdiaften die wirtsdiaftspolitisdien 
Maßnahmen der Bundesregierung wirksam unterstützen werden. 
Dabei ist jedoch selbstverständlich, daß die Bundesregierung von den 
Gesellsdiaften keine Maßnahmen erwartet, die dazu führen müßten, 
daß die Gesellsdiaften unrentabel werden. 

Schließlich haben Vertreter meines Hauses mit den Vorständen der 
wichtigsten Bundes unternehmen wiederholt Einzelbesprechungen über 
die Preisgestaltung der Gesellsdiaften In dem oben dargestellten Sinne 
geführt. Die Besprediungen werden noch fortgesetzt. 

Mehrere bedeutende Bundesunternehmen konnten dementsprechend 
ihre Maßnahmen danach ausrichten, daß sie die Konjunkturpolitik 
der Bundesregierung unterstützen; solche Haltung ist dazu angetan, 
auf andere Gesellschaften wie auch auf andere Produktionsbereichc 
auszustrahlen. Ohne diese Maßnahmen vollständig auf führen zu 
wollen, möchte ich doch einige Punkte herausgreifen. 

Das größte stromerzeugende Bundesunternehmen, die Preußische 
Elektrizitäts AG, hat die Preise für seine Abnehmer, nachdem es 
bereits im April 1953 eine Preissenkung um 5,5 v. H. vorgenommen 
hatte, durdisdinlttlldi um weitere 4,5 v. H. gesenkt. Andere strom- 
erzeugende und stromverteilende Bundesunternehmen haben Preis- 
senkungen ähnlicher Größenordnung durchgeführt. Um ein Bild 
von der Bedeutung dieser Maßnahmen im Rahmen unserer Volks- 
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Wirtschaft zu vermitteln, darf ich darauf Hinweisen, daß die Preis- 
senkungen allein bei drei der stromerzeugenden Bundesunternehmen 
jährlich etwa insgesamt 30 Mio DM Mindereinnahmen ausmadien 
und in dieser Höhe damit der Verbraudierschaft zugute kommen. 
Von den übrigen stromerzeugenden Bundesunternehmen, die eben- 
falls die Preise gesenkt haben, stehen Berechnungen über die Gewinn- 
ausfälle noch aus. Es kann jedoch damit gerechnet werden, daß sie 
sich in einer ähnlichen Größenordnung bewegen. 

Da nicht alle stromerzeugenden und stromverteilenden Bundesunter- 
nehmen den Strom bis zum Endverbraucher liefern, konnte bisher 
noch nicht in allen Fällen sichergestellt werden, daß die Preissenkungen 
weitergegeben werden. Die Gesellschaften, die ihren Strom an Wieder- 
verkäufer liefern, bemühen sich zur Zeit noch darum, daß ihre Ab- 
nehmer die Preissenkungen dem Letztverbraucher zugute kommen 
lassen. 

Die Bedeutung der Preissenkungen wird durch die Tatsache unter- 
strichen, daß u. a. die Mehraufwendungen für teuere Importkohlc 
aufgefangen werden mußten. 

Als weitere Preissenkungsmaßnahmen von Bundesunternehmen sind 
anzuführen: 


Die Ferngaspreise wurden im Oktober bis Dezember 1935 von 
8,23 Pf auf 8,15 Pf je Kubikmeter gesenkt. Auch hier gelang es, die 
Mchruui Wendungen für Iinpurlkuhlc uurui huicrbclficulichc Maß- 
nahmen auszugleichen. 


Im Sektor der Aluminiumverarbeitung ist es möglich gewesen, im 
Oktober 1955 die Preise für weiße Aluminiumfolien um 3 v. H. 
(“ 15 Pf pro kg) und für Haushaltfolien um 11 v. H. (== 20 Pf 
pro Rolle) zu senken. 

Auf dem Gebiet der Braunkohle konnte ein Bundesunternehmen im 
Oktober 1955 den Preis für Braunkohlenbriketts in der Nahzone 
um 4 DM/t Absatz senken. 


Die Preise für Motorenbenzol konnten von 476,18 DM/t auf 426,45 
DM/t gesenkt werden. 

Auf dem Sektor „Chemische Erzeugnisse" sind die Preise für kon- 
zentrierte Salpetersäure bis auf etwa 10 v. H. unter das Niveau von 
1953 gesunken. Je 100 kg konzentrierte Salpetersäure kosteten im 
Jahre 1953 33 DM, Ende des Jahres 1955 30,45 DM. 
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Die Volkswagenwerk GmbH hat ihre Preise zuletzt am 6. August 
1955 um 250 DM gesenkt und zur gleichen Zelt eine Verbesserung der 
Ausstattung vorgenomen. Insgesamt hat die Gesellschait seit dem 
Jahre 1950 den Preis für das VW-Srandard-Alodeil um rund 1000 
DM, für das VW-Export-Modell um 800 DM gesenkt und die durch 
die im März 1953, Januar 1954 und August 1955 vorgenonimenen 
Verbesserungen der Ausstattung entstandenen sowie alle sonstigen 
Kostensteigerungen aufgefangen. Eine erneute Eierabsetzung der 
Preise kann nach Darstellung der Geschäftsführung der Gesellschaft 
nadi Wirksamwerden einiger Rationalisierungsmaßnahmcn erwogen 
werden. 

Als bedeutsame Unterstützung der Konjunkturpolirik der Bundes- 
regierung in ihrem Bemühen um eine Preisstabilität muß cs auch an- 
gesehen werden, wenn die Bundesunternehmen, denen Preissenkun- 
gen für ihre Erzeugnisse nicht möglich waren, Preiserhöhungen ver- 
mieden haben, die an sich nach der Kostenentwicklung als gerecht- 
fertigt angesehen werden könnten. So haben z. B. die im Besitz von 
Bundesunternehnien befindlichen Aluminiumhütteii die Preise für 
Aluminium konstant gehalten, und sie sind bemüht, sie auch 
weiter konstant zu halten, obwohl in den letzten Monaten Kosten- 
erhöhungen bei den Rohstoffen, Seefrachten und Löhnen eingetreten 
sind. Vergleichsweise sind die Preise für Aluminium auf dem Welt- 
markt, und zwar gerade im letzten Halbjahr 1955, erheblich gestiegen 
(13,5 V. H. in USA und 14,0 v. H. in Kanada seit 1953). Ähnliches 
gilt für die Stabilität der Preise für Stickstofferzeugnisse und Ferro- 
legierungen. 

Nicht unerwähnt bleiben darf in diesem Zusammenhang, daß durch 
die Kürzung oder zeitliche Erstredcung der Investitionsprogramme 
die Konjunkturpolitik der Bundesregierung gleichfalls in wesent- 
lichem Maße unterstützt wird. D^s Gesamtinvestitionsvolumen der 
Bundesgesellschaften wird erheblich hinter den zunächst aufgestell- 
ten Plänen Zurückbleiben. Es v/urde z. B. von einer Gesellschaft auf 
den Neubau einer Drahtstraße und auf die Anlage einer zusätzlichen 
Fertigstaffel einer Stabstahlstraße verzichtet. Eine weitere Gesell- 
schaft hat den Bau einer Staustufe für ein Jahr zurückgcstellt. Beson- 
dere Zurückhaltung haben sich die Bundesunternehmen zur Ent- 
lastung des Baumarktes auf dem Gebiet des Baues von fabrikatori- 
schen Erweiterungsbauten und von Vcrwaltungsbauten auferlegt. 
In fast allen Fällen haben die Bundesunternehnien, dem Wunsche der 
Bundesregierung entsprechend, bereits geplante Bauten dieser Art 
zurückgestellt. 

Bei dem Bestreben, möglichst die Vereinbarung von Preisgleitklauseln 
zu vermeiden, begegneten die Bundcsgcsellschaften zum Teil erheb- 
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lidiem Widerstand ihrer Lieferanten. Trotzdem haben sie es erreidit, 
daß sie in der überwiegenden Zahl der Fälle Aufträge für Groß- 
anlagen oder Großmasdiinen zu Festpreisen absdiließen konnten. 

Da der Deutsche Bundestag ausdrüd^lidi gewünsdit hat, daß dieser 
Bericht auf die Forsten ausgedehnt wird, darf idi hierzu im Einver- 
nehmen mit dem Herrn Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
sdiaft und Forsten folgendes bemerken; 

Die Entwicklung der Rohholzpreise ist im abgelaufenen Forstwirt- 
sdiaftsjahr wiederholt Gegenstand lebhafter Auseinandersetzungen 
in der öffentlidikeit gewesen. Dabei hat sidi die Kritik vornehmlidi 
gegen das Verhalten der öffentlichen Hand beim Rundholzvcrkauf 
gerichtet. Es wurde der Vorwurf erhoben, daß eine bestehende 
oligopolartige Stellung der öffentlichen Hand (Länder und Gemein- 
den verfügen über etwa 62 v. H. des Holzertrages der Bundesrepu- 
blik) nidit zur Unterstützung der preis- und konjunkturpolitischen 
Aufgaben der Bundesregierung benutzt, sondern daß — z. B. durch 
Verweigerung des Zuschlags bei Versteigerungen — versucht worden 
ist, eine sich aus der Marktlage ergebende Abwärtsentwicklung der 
Rundholzpreise aufzuhalten. 

Nach wiederholten Verhandlungen eines vom Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten einberufenen Gremiums der 
beteiligten Ressorts sowie Vertretern des Deutschen Forstwirtschafts- 
rates und des Deutschen Holzwirtschaftsrates gaben diese am 29. No- 
vember 1955 die Erklärung ab, daß 

a) die Holzmarktlage zu Beginn des Forstwirtschaftsjahres 1956 
durch ein überwiegendes Angebot an Schnittholz und Nadel- 
stammholz gekennzeichnet sei, 

b) es der Forstwirtschaft bei dieser Gegebenheit fernliege, irgendwie 
auf eine Erhöhung der Stammholzpreise hinzuarbeiten oder sich 
einer etwa abwärts gerichteten Preisentwicklung entgegenzustellen. 

Darüber hinaus hat am 24. Januar 1956 bei mir eine Aussprache 
mit dem Präsidenten des Deutschen Forstwirtschaftsrates und des 
Deutschen Holzwirtschaftsrates stattgefunden, die dazu beitragen 
wird, die seit Monaten bereits bestehende ruhige Marktentwicklung, 
die allerdings Anfang Dezember durch einen bedauerlichen Einzelfall 
gestört worden ist, zu erhalten. Ich habe die Hoffnung, daß die 
Interventionen der beiden beteiligten Bundesministerien zu einer 
einsichtigen und verantwortungsbewußten Holzpreispolitik des Wald- 
besitzes der öffentlichen Hand führen werden. Die beteiligten Res- 



sorts werden, wenn es sich als notwendig erweisen sollte, nicht ver- 
säumen, geeignete Maßnahmen zur weiteren Beruhigung der Holz- 
preisentwicklung zu ergreifen. 

Zu 3, 

Mit Schreiben vom 30. Januar 1956 — Z A 2 — 101/56 — habe ich 
mich an die Herren Länderwirtschaftsminister und in einem weiteren 
Schreiben an den Herrn Präsidenten des Deutschen Städtetages 
gewandt und gebeten, daß sich auch die im Besitz der Länder und 
der Gemeinden befindlichen erwerbs wirtschaftlichen Unternehmen 
dem Verhalten der im Bundesbesitz stehenden Gesellschaften anschlie- 
ßen. Die Bundesregierung erwartet außerdem, daß die im Besitz der 
Länder, der Städte und der Gemeinden stehenden Gesellschaften hin- 
sichtlich der Investitionsprogramme Maßnahmen treffen werden, die 
denen der Bundesgesellschaften gleich oder ähnlich sind. 


Dr. Erhard 



